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K l e i n e  A n f r a g e

Ich frage die Landesregierung:

1.	�Wie viele Versammlungen, Demonstrationen und sogenannte „Corona-Spa-
ziergänge“ gegen die Coronamaßnahmen fanden im Landkreis Böblingen seit 
Sommer 2021 statt (aufgeschlüsselt nach Kommunen)?

2.	�Wie viele der unter Frage 1 aufgeführten Protestveranstaltungen waren ange-
meldet, wie viele waren nicht angemeldet und wie viele davon wurden ent-
gegen ihrer Ankündigung nicht durchgeführt?

3.	�Wie viele sogenannte „Corona-Spaziergänge“ wurden trotz eines behördlichen 
Verbots seit Sommer 2021 im Landkreis Böblingen durchgeführt?

4.	�Wie viele Personen haben an den unter Frage 1 aufgeführten Protestveranstal-
tungen jeweils teilgenommen, unter Darlegung, welche Informationen es zur 
Zusammensetzung der Teilnehmenden und zum Altersdurchschnitt der Teil-
nehmenden gibt?

5.	�Welche Kenntnisse liegen der Landesregierung dazu vor, ob die Teilnehmen-
den überwiegend Ortsansässige sind bzw. aus welchem Einzugsgebiet die Teil-
nehmenden anreisen?

6.	�Wie reagieren die Kommunen im Landkreis Böblingen auf die „Corona-Spa-
ziergänge“ zum Beispiel in Form von Allgemeinverfügungen oder Auflagen, 
differenziert nach Kommunen?

7.	�Wie setzen die Sicherheitsbehörden die Coronaschutzmaßnahmen, wie die Ab-
standsregelungen und die Maskenpflicht bei den unter Frage 1 aufgeführten 
Protestveranstaltungen durch?
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  8.	�Wie viele Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten waren bei den Protestver-
anstaltungen im Einsatz, bezogen auf Frage 1?

  9.	�Zu welchen Zwischenfällen wie beispielsweise Angriffe auf Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamte sowie Journalisten ist es bislang gekommen, bezogen 
auf Frage 1?

10.	�Zu wie vielen Gesetzesverstößen und Ordnungswidrigkeiten kam es bezogen 
auf Frage 1 unter Darlegung, wie viele Verstöße gegen das Versammlungs-
gesetz zur Anzeige gebracht, wie viele Strafverfahren und Ordnungswidrig-
keitsverfahren bislang eingeleitet und wie viele Platzverweise bislang erteilt 
wurden?

18.2.2022

Wahl SPD

B e g r ü n d u n g

Die Kleine Anfrage soll Einzelheiten zu Versammlungen, Demonstrationen und 
sogenannten „Corona-Spaziergängen“ im Landkreis Böblingen in Erfahrung brin-
gen. 

A n t w o r t

Mit Schreiben vom 15. März 2022 Nr. IM3-0141.5-250/22 beantwortet das Mi-
nisterium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen die Kleine Anfrage wie 
folgt:

1.	�Wie viele Versammlungen, Demonstrationen und sogenannte „Corona-Spa-
ziergänge“ gegen die Coronamaßnahmen fanden im Landkreis Böblingen seit 
Sommer 2021 statt (aufgeschlüsselt nach Kommunen)?

2.	�Wie viele der unter Frage 1 aufgeführten Protestveranstaltungen waren ange-
meldet, wie viele waren nicht angemeldet und wie viele davon wurden entgegen 
ihrer Ankündigung nicht durchgeführt?

3.	�Wie viele sogenannte „Corona-Spaziergänge“ wurden trotz eines behördlichen 
Verbots seit Sommer 2021 im Landkreis Böblingen durchgeführt?

4.	�Wie viele Personen haben an den unter Frage 1 aufgeführten Protestveranstal-
tungen jeweils teilgenommen, unter Darlegung, welche Informationen es zur 
Zusammensetzung der Teilnehmenden und zum Altersdurchschnitt der Teilneh-
menden gibt?

5.	�Welche Kenntnisse liegen der Landesregierung dazu vor, ob die Teilnehmenden 
überwiegend Ortsansässige sind bzw. aus welchem Einzugsgebiet die Teilneh-
menden anreisen?

6.	�Wie reagieren die Kommunen im Landkreis Böblingen auf die „Corona-Spa-
ziergänge“ zum Beispiel in Form von Allgemeinverfügungen oder Auflagen, 
differenziert nach Kommunen?
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  7.	�Wie setzen die Sicherheitsbehörden die Coronaschutzmaßnahmen, wie die Ab-
standsregelungen und die Maskenpflicht bei den unter Frage 1 aufgeführten 
Protestveranstaltungen durch?

  8.	�Wie viele Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten waren bei den Protestveran-
staltungen im Einsatz, bezogen auf Frage 1?

10.	�Zu wie vielen Gesetzesverstößen und Ordnungswidrigkeiten kam es bezogen 
auf Frage 1 unter Darlegung, wie viele Verstöße gegen das Versammlungs-
gesetz zur Anzeige gebracht, wie viele Strafverfahren und Ordnungswidrig-
keitsverfahren bislang eingeleitet und wie viele Platzverweise bislang erteilt 
wurden?

Zu 1., 2., 3., 4., 5., 6., 7., 8. und 10.:

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 10 
gemeinsam beantwortet.

Im Landkreis Böblingen fanden seit dem 21. Juni 2021 (kalendarischer Sommer-
anfang) insgesamt 175 überwiegend friedliche Protestaktionen gegen die Corona-
maßnahmen statt, wovon 37 Aktionen im Vorfeld bei den zuständigen Versamm-
lungsbehörden angemeldet wurden (Stand 20. Februar 2022). Drei Kundgebun-
gen wurden entgegen ihrer Anmeldung nicht durchgeführt. Der überwiegende 
Teil der Protestaktionen verlief störungsfrei, unter grundsätzlicher Beachtung der 
infektionsschutzrechtlichen Regelungen und Auflagen. An den Protestaktionen 
nahmen insgesamt 18.715 Personen teil. Zur Lagebewältigung setzte die Polizei 
insgesamt 1.036 Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte ein. 

Teilweise ist eine explizite Zuweisung der eingesetzten Polizeikräfte zu einzelnen 
Protestaktionen aufgrund der polizeilichen Begleitung mehrerer Versammlungen 
im Rahmen einer lageübergreifenden Besonderen Aufbauorganisation nicht bzw. 
nur eingeschränkt möglich. Vor diesem Hintergrund bezieht sich der jeweils dar-
gestellte Kräfteansatz teilweise auch auf andere Einsatzlagen und Versammlun-
gen, die keinen Bezug zur Coronapandemie aufweisen.

Bei den Teilnehmenden der Protestaktionen handelte es sich regelmäßig um orts-
ansässige Personen oder Personen aus dem näheren Umfeld der Protestörtlichkeit. 
Konkrete Erkenntnisse über Teilnehmende aus dem weiteren Umfeld liegen nicht 
vor. Eine anlasslose Erhebung personenbezogener Daten, wie das Alter von Teil-
nehmenden, findet nicht statt, weshalb zum Altersdurchschnitt keine valide Aus-
sage möglich ist.

Konkrete Erkenntnisse über die Teilnahme von extremistischen Akteuren an Pro-
testaktionen gegen die Coronamaßnahmen im Landkreis Böblingen sind dem 
Landesamt für Verfassungsschutz Baden-Württemberg (LfV) nicht bekannt. 
Allgemein ist jedoch festzustellen, dass auch Personen aus den extremistischen 
Phänomenbereichen „Verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staates“, 
„Reichsbürger und Selbstverwalter“ sowie aus dem Rechtsextremismus an diesen 
Protestaktionen teilnehmen. Es handelt sich dabei typischerweise um einzelne 
Akteure, die keinen steuernden Einfluss ausüben.

Im Rahmen der Protestaktionen wurden insgesamt sechs Strafverfahren, darunter 
zwei Verstöße gegen das Versammlungsgesetz (VersG) und ein Ordnungswidrig-
keitenverfahren eingeleitet sowie acht Platzverweise ausgesprochen.

Weitere, detaillierte Informationen zu den Protestaktionen können der nachfol-
genden Tabelle entnommen werden:
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Die grundrechtlich geschützte Versammlungsfreiheit ist für die freiheitliche demo
kratische Grundordnung von herausragender Bedeutung und daher besonders 
schützenswert. Sofern aufgrund der konkreten Umstände von einer Versammlung 
im Sinne des Artikels 8 des Grundgesetzes auszugehen ist, bedürfen Einschrän-
kungen der Versammlungsfreiheit stets einer Prüfung im jeweiligen Einzelfall 
unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Es hat insbesonde-
re eine Abwägung zwischen dem Infektionsschutz einerseits und dem Recht auf 
Versammlungsfreiheit andererseits zu erfolgen. 

Versammlungsbeschränkende Maßnahmen aufgrund des Versammlungsgesetzes 
sind möglich, wenn nach den zum Zeitpunkt des Erlasses der Verfügung erkenn-
baren Umständen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bei der Durchführung 
der Versammlung oder des Aufzugs unmittelbar gefährdet ist. Hierzu bedarf es 
einer auf konkrete Tatsachen gestützten hinreichenden Gefahrenprognose. Zudem 
müssen die verfügten Beschränkungen auch erforderlich sein, d. h. es muss dar-
gelegt werden können, dass keine milderen, in gleichem Maße effektiven Mittel 
zur Verfügung stehen, die Gefahr abzuwenden. Ob diese Voraussetzungen erfüllt 
sind, ist von den zuständigen Behörden unter Berücksichtigung der konkreten Ge-
gebenheiten vor Ort im jeweiligen Einzelfall zu prüfen. Im Landkreis Böblingen 
wurden durch die zuständigen Behörden bisher keine Versammlungsverbote in 
Form von Allgemeinverfügungen erlassen.

Seit mehr als drei Monaten ist in Baden-Württemberg, aber auch bundesweit, 
ein enormer Anstieg an Versammlungen im Kontext der Coronamaßnahmen fest-
zustellen. Insbesondere die Teilnehmendenzahlen der Protestaktionen gegen die 
Maßnahmen zur Eindämmung der Coronapandemie haben sich sehr sprunghaft 
und teilweise nicht in allen Fällen eindeutig prognostizierbar nach oben entwi-
ckelt. Diese Entwicklung stellt für die Polizei eine große Herausforderung dar und 
erfordert ein Höchstmaß an Flexibilität bei der polizeilichen Einsatzplanung und 
-bewältigung. Die Polizei setzt daher grundsätzlich auf ein flexibles Kräftekon-
zept, mit der Option lagebedingter Kräfteverlagerung. Dort wo Aggressionspoten-
zial vorhanden ist oder sich Teilnehmende kollektiv über Verbote hinwegsetzen, 
richtet sich der Schwerpunkt des polizeilichen Kräftekonzepts aus. Im Zuge fort-
währender Lagebewertungen werden die Kräfteplanungen vorgenommen und ins-
besondere die „Hot-Spots“ von der Polizei fokussiert.

Eine auf die einzelnen Versammlungen bezogene detaillierte Darlegung sämtli-
cher behördlicher Maßnahmen erfordert eine umfangreiche händische Einzelaus-
wertung, bspw. von Einsatzprotokollen und Versammlungsbescheiden, die in der 
für die Beantwortung von Landtagsanfragen zur Verfügung stehenden Bearbei-
tungszeit nicht möglich ist.

Im Zusammenhang mit den aufgeführten Versammlungen lässt sich jedoch in der 
Gesamtschau konstatieren, dass die Polizei im Landkreis Böblingen im Rahmen 
einer offenen Aufklärung die Einhaltung der infektionsschutz- und versammlungs-
rechtlichen Regelungen sowie Auflagen überwacht und in enger Abstimmung mit 
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der zuständigen Behörde lageorientiert jeweils die erforderlichen Maßnahmen ge-
troffen hat. Das Einschreiten bei festgestellten Verstößen erfolgte anhand der kon-
kreten Umstände des Einzelfalls, unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit. Dabei 
wurden auch mögliche gruppendynamische Prozesse bei einem polizeilichen Ein-
schreiten berücksichtigt. Die Polizei im Landkreis Böblingen setzte hierbei insbe-
sondere auf zielgerichtete Kommunikation (z. B. Lautsprecherdurchsagen). Hier-
bei wurde klar und deutlich auf die Konsequenzen bei Verstößen gegen infek
tionsschutz- und versammlungsrechtlichen Auflagen und Regelungen hingewie-
sen. Uneinsichtige Personen wurden konsequent – unter Berücksichtigung der 
Verhältnismäßigkeit und polizeitaktischer Belange – zur Anzeige gebracht.

Im Landkreis Böblingen erfolgte bei entsprechenden Protestaktionen gegen die 
Coronamaßnahmen häufig keine Anmeldung. In diesen Fällen können deshalb 
die gegebenenfalls erforderlichen Auflagen nicht im Vorfeld von den zuständi-
gen Behörden erlassen werden. Bei nicht angemeldeten Versammlungen gibt sich 
zudem den eingesetzten Polizeikräften in der Regel keine Versammlungsleitung 
zu erkennen. Deshalb werden die Versammlungsteilnehmenden regelmäßig di-
rekt angesprochen und zur Einhaltung der Coronaschutzmaßnahmen aufgefordert. 
Soweit eine Vertretung der Versammlungsbehörden anwesend war, erfolgte die 
Festlegung von Auflagen durch diese. Bei angemeldeten Versammlungen erließ 
die zuständige Behörde regelmäßig die im Einzelfall erforderlichen infektions-
schutz- und versammlungsrechtlichen Auflagen. Auf die Einhaltung der Auflagen 
hat die Polizei die Versammlungsleitung vor, ggf. auch während der Versamm-
lung, bspw. durch gezielte Ansprache, hingewiesen. Die Teilnehmenden hielte 
sich grundsätzlich überwiegend an die behördlichen Auflagen und polizeilichen 
Weisungen. 

9.	�Zu welchen Zwischenfällen wie beispielsweise Angriffe auf Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamte sowie Journalisten ist es bislang gekommen, bezogen auf 
Frage 1?

Zu 9.:

Dem örtlich zuständigen Polizeipräsidium Ludwigsburg sind keine Zwischenfälle 
im Sinne der Fragestellung bekannt. 

Strobl
Minister des Inneren,
für Digitalisierung und Kommunen


